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A. What? Worum geht es?  
 

  Grundsätzlich: Um den „staatlichen virtuellen Pranger“:  

     „desavouierende“ Informationen durch den Staat bzw.    

    durch Behörden im Internet 
 

 Sektorspezifisch: „Verbraucherinformationsrecht“  

     aktive staatliche Informationen über Verstöße gegen      

    das „Lebensmittelrecht“(*) 

 

 Konkret: Fragen zur Rechtmäßigkeit der  

    Veröffentlichung von Ergebnissen amtlicher     

    Lebensmittelkontrollen 

 

 

       (*) Als Verkürzung von Lebens- und Futtermittelrecht – wie etwa im Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuch (LFGB). 
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A. What?  

I. Recht  

Gesetz Lebensmittel- und 

Futtermittelgesetzbuch 

(LFGB) 

Verbraucherinformations- 

gesetz (VIG) 

Zweck „Gefahrenabwehr“ „Verbraucherinformation“ 

Ermächtigungs- 

grundlage  

§ 40 Abs. 1a Nr. 2 LFGB § 6 Abs. 1 S. 3 1. Hs. i.V.m. § 2 

Abs. 1 S. 1 Nr. 1-7 VIG 
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„Verbraucherinformationsrecht“  
 

 Veröffentlichung der Ergebnisse amtlicher Lebensmittelkontrollen 
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§ 40 Information der Öffentlichkeit 

(1) Die zuständige Behörde soll die Öffentlichkeit unter Nennung der Bezeichnung des Lebensmittels oder Futtermittels und des Lebensmittel- oder Futtermittelunternehmens, unter dessen Namen oder Firma das 

Lebensmittel oder Futtermittel hergestellt oder behandelt wurde oder in den Verkehr gelangt ist, und, wenn dies zur Gefahrenabwehr geeigneter ist, auch unter Nennung des Inverkehrbringers, nach Maßgabe des 

Artikels 10 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 informieren. Eine Information der Öffentlichkeit in der in Satz 1 genannten Art und Weise soll vorbehaltlich des Absatzes 1a auch erfolgen, wenn  

  

1. der hinreichende Verdacht besteht, dass ein kosmetisches Mittel oder ein Bedarfsgegenstand ein Risiko für die menschliche Gesundheit mit sich bringen kann, 

  

2. der hinreichende Verdacht besteht, dass gegen Vorschriften im Anwendungsbereich dieses Gesetzes, die dem Schutz der Verbraucherinnen und Verbraucher vor Gesundheitsgefährdungen dienen, verstoßen 

wurde, 

  

3. im Einzelfall hinreichende Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass von einem Erzeugnis eine Gefährdung für die Sicherheit und Gesundheit ausgeht oder ausgegangen ist und aufgrund unzureichender 

wissenschaftlicher Erkenntnis oder aus sonstigen Gründen die Unsicherheit nicht innerhalb der gebotenen Zeit behoben werden kann, 

  

4. ein nicht gesundheitsschädliches, aber zum Verzehr ungeeignetes, insbesondere ekelerregendes Lebensmittel in nicht unerheblicher Menge in den Verkehr gelangt oder gelangt ist oder wenn ein solches 

Lebensmittel wegen seiner Eigenart zwar nur in geringen Mengen, aber über einen längeren Zeitraum in den Verkehr gelangt ist, 

  

4a. der durch Tatsachen hinreichend begründete Verdacht besteht, dass gegen Vorschriften im Anwendungsbereich dieses Gesetzes, die dem Schutz der Verbraucherinnen und Verbraucher vor Täuschung 

dienen, in nicht nur unerheblichem Ausmaß verstoßen wurde, 

  

5. Umstände des Einzelfalles die Annahme begründen, dass ohne namentliche Nennung des zu beanstandenden Erzeugnisses und erforderlichenfalls des Wirtschaftsbeteiligten oder des Inverkehrbringers, unter 

dessen Namen oder Firma das Erzeugnis hergestellt oder behandelt wurde oder in den Verkehr gelangt ist, erhebliche Nachteile für die Hersteller oder Vertreiber gleichartiger oder ähnlicher Erzeugnisse nicht 

vermieden werden können. 

  

In den Fällen des Satzes 2 Nummer 3 bis 5 ist eine Information der Öffentlichkeit zulässig nach Abwägung der Belange der Betroffenen mit den Interessen der Öffentlichkeit an der Veröffentlichung. 

  

(1a) Die zuständige Behörde informiert die Öffentlichkeit unter Nennung der Bezeichnung des Lebensmittels oder Futtermittels sowie unter Nennung des Lebensmittel- oder 

Futtermittelunternehmens, unter dessen Namen oder Firma das Lebensmittel oder Futtermittel hergestellt oder behandelt oder in den Verkehr gelangt ist, wenn der durch Tatsachen, im Falle von 

Proben nach § 39 Absatz 1 Satz 2 auf der Grundlage mindestens zweier unabhängiger Untersuchungen von Stellen nach Artikel 12 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 882/2004, hinreichend 

begründete Verdacht besteht, dass  

  

1. in Vorschriften im Anwendungsbereich dieses Gesetzes festgelegte zulässige Grenzwerte, Höchstgehalte oder Höchstmengen überschritten wurden oder 

 

2. gegen sonstige Vorschriften im Anwendungsbereich dieses Gesetzes, die dem Schutz der Verbraucherinnen und Verbraucher vor Gesundheitsgefährdungen oder vor Täuschung oder der 

Einhaltung hygienischer Anforderungen dienen, in nicht nur unerheblichem Ausmaß oder wiederholt verstoßen worden ist und die Verhängung eines Bußgeldes von mindestens dreihundertfünfzig 

Euro zu erwarten ist. 

  

(2) Eine Information der Öffentlichkeit nach Absatz 1 durch die Behörde ist nur zulässig, wenn andere ebenso wirksame Maßnahmen, insbesondere eine Information der Öffentlichkeit durch den Lebensmittel- oder 

Futtermittelunternehmer oder den Wirtschaftsbeteiligten, nicht oder nicht rechtzeitig getroffen werden oder die Verbraucherinnen und Verbraucher nicht erreichen. Unbeschadet des Satzes 1 kann die Behörde 

ihrerseits die Öffentlichkeit auf  

  

1. eine Information der Öffentlichkeit oder 

  

2. eine Rücknahme- oder Rückrufaktion durch den Lebensmittel- oder Futtermittelunternehmer oder den sonstigen Wirtschaftsbeteiligten hinweisen. Die Behörde kann unter den Voraussetzungen des Satzes 1 

auch auf eine Information der Öffentlichkeit einer anderen Behörde hinweisen, soweit berechtigte Interessen der Verbraucherinnen und Verbraucher in ihrem eigenen Zuständigkeitsbereich berührt sind. 

  

(3) Bevor die Behörde die Öffentlichkeit nach den Absätzen 1 und 1a informiert, hat sie den Hersteller oder den Inverkehrbringer anzuhören, sofern hierdurch die Erreichung des mit der Maßnahme verfolgten 

Zwecks nicht gefährdet wird. Satz 1 gilt nicht in einem Fall des Absatzes 2 Satz 2 oder 3. 

  

(4) Stellen sich die von der Behörde an die Öffentlichkeit gegebenen Informationen im Nachhinein als falsch oder die zu Grunde liegenden Umstände als unrichtig wiedergegeben heraus, so ist dies unverzüglich 

öffentlich bekannt zu machen, sofern der betroffene Wirtschaftsbeteiligte dies beantragt oder dies zur Wahrung erheblicher Belange des Gemeinwohls erforderlich ist. Diese Bekanntmachung soll in derselben 

Weise erfolgen, in der die Information der Öffentlichkeit ergangen ist. 

  

(5) Abweichend von Absatz 1 ist das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit zuständige Behörde, soweit ein nicht im Inland hergestelltes Erzeugnis erkenntlich nicht im Inland in den Verkehr 

gebracht worden ist und  

  

1. ein Fall des Absatzes 1 Satz 1 aufgrund einer Meldung nach Artikel 50 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 eines anderen Mitgliedstaates oder 

  

2. ein Fall des Absatzes 1 Satz 2 Nummer 1 aufgrund einer sonstigen Mitteilung eines anderen Mitgliedstaates vorliegt. 
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§ 6 Informationsgewährung 

(1) Die informationspflichtige Stelle kann den Informationszugang durch 

Auskunftserteilung, Gewährung von Akteneinsicht oder in sonstiger Weise eröffnen. Wird 

eine bestimmte Art des Informationszugangs begehrt, so darf dieser nur aus wichtigem 

Grund auf andere Art gewährt werden. Die informationspflichtige Stelle kann 

Informationen, zu denen Zugang zu gewähren ist, auch unabhängig von einem 

Antrag nach § 4 Absatz 1 über das Internet oder in sonstiger öffentlich 

zugänglicher Weise zugänglich machen; § 5 Absatz 1 gilt entsprechend. Die 

Informationen sollen für die Verbraucherinnen und Verbraucher verständlich dargestellt 

werden. 

 

(2) Soweit der informationspflichtigen Stelle keine Erkenntnisse über im Antrag nach § 4 

Absatz 1 begehrte Informationen vorliegen, leitet sie den Antrag, soweit ihr dies bekannt 

und möglich ist, von Amts wegen an die Stelle weiter, der die Informationen vorliegen, und 

unterrichtet den Antragsteller über die Weiterleitung. 

 

(3) Die informationspflichtige Stelle ist nicht verpflichtet, die inhaltliche Richtigkeit der 

Informationen zu überprüfen, soweit es sich nicht um personenbezogene Daten handelt. 

Der informationspflichtigen Stelle bekannte Hinweise auf Zweifel an der Richtigkeit sind 

mitzuteilen. 

 

(4) Stellen sich die von der informationspflichtigen Stelle zugänglich gemachten 

Informationen im Nachhinein als falsch oder die zugrunde liegenden Umstände als 

unrichtig wiedergegeben heraus, so ist dies unverzüglich richtig zu stellen, sofern der 

oder die Dritte dies beantragt oder dies zur Wahrung erheblicher Belange des 

Gemeinwohls erforderlich ist. Die Richtigstellung soll in derselben Weise erfolgen, in der 

die Information zugänglich gemacht wurde. 
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A. What?  

II. Sachverhalt 
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B. Why?  

Relevanz des Themas 
  

Drei Aspekte:  

I. Innovation  

II. Relevanz für das „Mehrebenenmodell“  

III. Folgenbetrachtung 
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B. Why?  

Relevanz des Themas 
 I. Innovation 
 VIG von 2008 (zuvor „Verbraucherinformationsrecht“ durch  

    Rechtsprechung (BVerfG)) 

 Wichtige Änderungen im VIG und LFGB zum 01.09.2012 

 Aktuelle Rechtsprechung zur Frage der Rechtmäßigkeit der       

 Veröffentlichung der Ergebnisse amtlicher Lebensmittelkontrollen 

    Stand: 31.01.2014 sind 10 oberverwaltungsgerichtliche und ca. 60     

    verwaltungsgerichtliche (Eil-)Entscheidungen veröffentlicht 

 Normenkontrollverfahren vor BVerfG zu § 40 Abs. 1a LFGB seit   

    August 2013 

 Änderungen des „Verbraucherinformationsrechts“ im Koalitionsvertrag       

    für 18. Legislaturperiode mit Ziel „rechtssichere Veröffentlichungen“  

 uneinheitliches Meinungsbild in der Literatur 
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B. Why?  

Relevanz des Themas 
 II. Relevanz für das „Mehrebenenmodell“  
 

EuGH, Urt. v. 11.04.2013, Rs. C-636/11 – Berger Wild: 

 Keine „Sperrwirkung“ des Unionsrechts  

 (Art. 10 Basis-VO) 

 „Gesundheitsrisiko“ für Öffentlichkeitsinformation nicht 

erforderlich 
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B. Why?  

Relevanz des Themas 
 III. Folgenbetrachtung  

Gravierende Folgen(*) des „Verbraucherinformationsrechts“ 
 

 Aus der Sicht der betroffenen Betriebsinhaber:  

 Veröffentlichungen im Internet können  

 existenzbedrohende Folgen haben 
 

 Aus der Sicht des Staates:   

 Einstellung von Verbraucherinformationen wegen  

 Rechtsunsicherheit etwa in Berlin und Hessen 
 

 

 

(*) Aufgrund der Komplexität der Rechtsfragen kann im Rahmen dieses Vortrags nicht vertieft auf Verbraucherinteressen eingegangen werden. Es 

erfolgt deshalb eine Fokussierung auf das Verhältnis Staat – Betriebsinhaber. 
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B. Why?  

Relevanz des Themas 
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C. How?  
Selektive Präsentationsstrategie: „Appetizer“  
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I. Unterschiede zwischen den beiden 

Ermächtigungsgrundlagen in grammatischer Auslegung 
Ermächtigungsgrundlage § 40 Abs. 1a (Nr. 2) 

LFGB 

§ 6 Abs. 1 S. 3 1. Hs. (i.V.m. 

§ 2 Abs. 1 S. 1 Nr. 1-7) VIG 

Entscheidungsform Gebunden: 

„informiert“ 

Ermessen: „kann“  

Publikationsmedium „die Öffentlichkeit“ „über das Internet“ 

Produktbezug? „des Lebensmittels“ 

(i.Ü. § 1 Nr. 1 LFGB – 

Zweck des Gesetzes) 

„über Erzeugnisse“  

(§ 1 Nr. 1 VIG - 

Anwendungsbereich) 

Befugnis zu wertender 

Information? 

„informiert“? „vorhandene“ Daten 

(§ 2 Abs. 1 S. 1 a. E. VIG - 

Informationszugangs- 

anspruch) 
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C. How?  
Selektive Präsentationsstrategie: „Appetizer“ 
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C. How?  
Selektive Präsentationsstrategie: „Appetizer“ 
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II. Speziell zu § 40 Abs. 1a Nr. 2 LFGB:  

Verfassungsmäßigkeit der Veröffentlichungen? 

 

1. Verfassungsprinzip der Normenklarheit und Normenbestimmtheit  

(Rechtsstaatsprinzip: Art. 20 Abs. 3, Art. 28 Abs. 1 S. 1 GG) 

 

Prognoseentscheidung:  

 „ …hinreichend begründete Verdacht besteht… in nicht nur    

    unerheblichem Ausmaß oder wiederholt verstoßen… Verhängung eines     

    Bußgeldes von mindestens dreihundertfünfzig Euro zu erwarten ist.“ 
 

 Kein einheitlicher Bußgeldkatalog 
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C. How?  
Selektive Präsentationsstrategie: „Appetizer“ 
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2. Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 

a) Erforderlichkeit? 

 keine gesetzlichen Löschungsfristen!  

 Hinweis auf Mängelbehebung ausreichend?  

 Irreversibilität der Veröffentlichung 

    (Verlust der „Verfügungsgewalt“ über die Daten) 
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C. How?  
Selektive Präsentationsstrategie: „Appetizer“ 
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b) Verhältnismäßigkeit im engeren Sinne? 

 § 40 Abs. 1a Nr. 2 LFGB: kein Ermessen! 

 Schwellenwert von 350 € im Vergleich zur Bußgeldhöhe von bis zu     

    100.000 € (§ 60 Abs. 5 LFGB)?  

 „Informatorische Vorverurteilung“ bzw. „Informationelle    

    Unternehmensbuße“  

    vs.  

„Unschuldsvermutung“ (Rechtsstaatsprinzip; Art. 6 Abs. 2 EMRK)? 

 

 „Smiley Projekt“ in aktueller Ausgestaltung 

 (wohl)(*) rechtswidrig! 
 

(*) Mit der Abschwächung „wohl“ soll verdeutlicht werden, dass - abgesehen von Eilentscheidungen - Stand 31.01.2014 noch keine ober- oder 

verfassungsgerichtliche Rechtsprechung hierzu existiert bzw. veröffentlicht wurde. 
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D. Future? 
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 Hygiene-Smiley-App? 

 
 

 

 Verlinkung der „Smiley-Liste“ mit anderen Apps 

(„Around Me“…) oder Internetdiensten („Google 

Maps“…) 
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Future? 
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D. Future? 
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Folgen:  

Aus aktiver Recherche nach einer Veröffentlichung 

der   Kontrollergebnisse auf den Webseiten einer   

Behörde wird „automatisches“ Angebot an Nutzer 

von Suchmaschinen, Apps… 
 

 erheblich erhöhter Veröffentlichungsgrad 

 (potenzielles) Ausbleiben von Kunden 

 … 
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E. Outcome 
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I. Grundgedanke: 
 

Die „Wirkungsmacht“ (aktiver) staatlicher 

Informationen im Internet bedarf eines 

rechtlichen Korrektivs, um die 

(Grund)Rechtspositionen der Betroffenen 

zu stärken bzw. zu schützen.  
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E. Outcome 
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II. Entwicklung eines Pflichtenkatalogs für 

„staatliche virtuelle Pranger“: 

etwa 
 

„These von der zeitlichen Begrenzungspflicht“  
 

 „These von der Löschungspflicht“  
 

 „Objektivitätsthese“ 
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Resümee 
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A. What? Worum geht es? 

I. Recht 

II. Sachverhalt  

B. Why? Relevanz des Themas 

I. Innovation 

II. Relevanz für das „Mehrebenenmodell“  

III. Folgenbetrachtung 

C. How? Selektive Präsentationsstrategie: „Appetizer“ 

    I. Unterschiede zwischen den beiden Ermächtigungsgrundlagen in grammatischer     

       Auslegung 

    II. Speziell zu § 40 Abs. 1a Nr. 2 LFGB: Verfassungsmäßigkeit der Veröffentlichungen? 

      1. Verfassungsprinzip der Normenklarheit und Normenbestimmtheit (Art. 20 Abs. 3 GG) 

 2. Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 

         a) Erforderlichkeit? 

         b) Verhältnismäßigkeit im engeren Sinne? 

D. Future? 

E. Outcome  
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